
schwarzmalerisch zu sein. Auch das
gehört zur Wahrheit hinzu. So kommt
der Global Competiveness Report 2015
zu demErgebnis, dass auch nachmehr als
einem Jahrzehnt negativer Nettoinvestitio-
nen Deutschland in der Qualität der
Verkehrsinfrastruktur in einem Ver-
gleich über 140LänderdenelftenPlatz
belegt – allerdings: 2007 noch Platz 2.104

3. Entflechtungs- und Regionalierungs-
mittel

Angesichts der dargestellten Investitions-
defizite war insbesondere auch der Zu-
kunft der (zu dynamisierenden) Ent-
flechtungsmittel105 große Beachtung zu
schenken, die allerdings in den Kontext
der Neuordnung der föderalen Finanz-
beziehungen gestellt wurde.

Die entsprechenden Diskussionen zeigten
sich indes nicht als einfach. Während der
Bund ursprünglich die Mittel degressiv
ausgestalten und bis 2019 auf Null fahren
wollte106, forderten die Länder und die
kommunalen Spitzenverbände, die Mittel
deutlich aufzustocken, um den Bedarfen
gerecht zu werden. Die Konferenz der
Verkehrsminister der Länder forderte
insoweit eine inflationsindexierte Auf-
stockung derMittel auf 1,96 Mrd. €, um
dem unvermindert hohen Ausbau- und
Neubaubedarf sowie dem steigenden Er-
haltungsbedarf Rechnung zu tragen. Als
unterste Verhandlungslinie galt, die Mittel
zumindest in der jetzigen Höhe aufrecht-
zuerhalten.

Im weiteren Verlauf der Diskussionen wur-
den die Mittel auch von Seiten des Bundes
nicht mehr grundsätzlich in Frage gestellt,
sondern auch als Finanzkomponente im
Gefüge der Bund-Länder-Finanzbeziehun-
gen ins Spiel gebracht. Während der Bund
zunächst eine Fortführung der Entflech-
tungsmittel über 2019 in bisheriger Höhe
hinaus anbot (was eine Grundgesetzände-
rung bedürfte), setzte sich die Länderseite
nunmehr für eine Umwandlung der Mittel in
Umsatzsteuerpunkte ein. Die Position der
Länderfinanzminister war insoweit nicht
deckungsgleich mit der Position der Fach-
minister.

Der Deutsche Landkreistag hatte sich
schon früh darauf eingestellt, dass die
Mittel – den Entflechtungsgedanken ab-
schließend – ohne Zweckbindung in die
Länderhand überführt werden und sich
entsprechend frühzeitig für eine Absiche-
rung der Gemeindeverkehrsfinanzierung
durch eigene Landesgesetze eingesetzt.

Tatsächlich griff der Bund die Vorstellung
der Länder im Grundsatz auf. Allerdings
wurden die bisherigen Entflechtungsmittel,
die zuvor noch temporär für den Woh-
nungsbau um 3 Mrd. € (je 1 Mrd. € für
die Jahre 2017 und 2018 sowie je 500Mio.
€ für die Jahre 2016 und 2019) erhöht
wurden, jedoch nicht – wie von den Län-
dern gefordert – in Umsatzsteuerpunkte
umgerechnet. Stattdessen gingen sie in
dem Umsatzsteuerfestbetrag i.H.v. 4,02
Mrd. € insgesamt auf, den der Bund den
Ländern zusätzlich ab 2020 gewähren
wird. Das Bundesprogramm GVFG für

Großvorhaben ab 50 Mio. € wird dagegen
fortgeführt, wobei eine Mittelanpassung
erst ab 2025 möglich ist.

Auch die Regionalisierungsmittel sind
für die kommunale Verkehrsinfrastruktur –
hier jedoch v.a. mit Blick auf den Betrieb
des ÖPNV, für den sie eine der wesent-
lichen Finanzierungsquellen ist – von gro-
ßer Bedeutung. Die Regionalisierungs-
mittel stellen mit Abstand den größten
Posten bei der Bundesfinanzierung
für den ÖPNV dar (68 %). Die Mittel sind
„insbesondere“ für den SPNV (§ 6 Abs. 1
RegG) bestimmt, dienen aber auch der
Finanzierung des straßengebundenen
ÖPNV, der nach den ÖPNV-Gesetzen der
Länder von den Landkreisen und kreis-
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Abb. 20: Bauinvestitionen der Kreise in Schulen und Straßen 2000 - 2016 (in Mio. €)1)2)
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Eigene Darstellung auf Basis der kommunalen Rechnungsstatistik 

(bis 2011); ab 2012 auf Basis der kommunalen Kassenstatistik.
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104 Schwab/Sala-i-Matin, The Global Competiveness
Report 2014-2015, Word Economic Forum, Genf
2014, zit. nach Gemeinschaftsdiagnose 2015, S.
59. Siehe auch Fratscher, Der Wirtschaftsdienst
2015, 447 (447).

105 Zur „Genese“ der Entflechtungsmittel: Wohltmann,
Der Landkreis 2015, 406 (449 f.).

106 Waldhoff (Verfassungsfragen von Regionalisierungs-
gesetz/Entflechtungsgesetz, unveröffentlichtes Gut-
achten für die ÖPNV-Zukunftskommission NRW,
2012) legte dazu in einem Gutachten überzeugend
dar, dass die vom Bund avisierte Rückführung der
Ausgleichsmittel auf null verfassungsrechtlich unzu-
lässig gewesen wäre. Er führte dazu aus, dass die
Tatbestandsmerkmale „erforderlich“ und „angemes-
sen“ in Art. 143c Abs. 3 Satz 1 GG eine (dynami-
sche, d. h. an Preis-, Lohn- usw. -entwicklungen
angepasste, bedarfsorientierte) Mindestausstattung
markieren, die mit der sich entwickelnden Bedarfs-
lage und sonstigen Faktoren „angemessen“ abzu-
wägen sei. Eine lineare Kürzung, wie sie vom Bund
ohne Berücksichtigung der in der Norm vorgegebe-
nen Tatbestandsvoraussetzungen vorgeschlagen
worden sei, sei mit diesen verfassungsrechtlichen
Vorgaben nicht vereinbar.
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